KREISVERWALTUNG KAISERSLAUTERN L andicete ‘

Abteilung 1 Kaiserslautern
1.1/cz/11141
0829/2016

28.11.2016

Beschlussvorlage

Beratungsfolge Termin Status
Kreisausschuss 28.11.2016 offentlich
Kreistag 05.12.2016 oOffentlich

Ruckforderung einer Zuwendung zur "Generalsanierung" der DRK-
Rettungswache Otterbach

Aktualisierung —
Was sich seit der Erstellung der Beratungsvorlage zur KA-Sitzung am 31.10.2016 getan hat:

1. Die Staatsanwaltschaft hat erklart, dass sie kein Ermittlungsverfahren einleitet, da
Strafverfolgungsverjahrung eingetreten sei.

2. Dem DRK Kreisverband KL-Land e.V. wurde im Rahmen ei-
nes Anhorungsverfahrens eréffnet, dass die Kreisverwaltung beabsichtigt, den Zuwen-
dungsbescheid vom 01.07.2004 zuriickzunehmen und die ausgezahlten Zuwendungsmit-
tel in voller H6he nebst Zinsen nach § 49a VwVfG zurtickzufordern.

3. Der DRK Kreisverband Kaiserslautern Land hat durch den mit der Vertretung beauf-
tragten Rechtsanwalt Franz Schermer mitgeteilt, dass er ,die gewahrten Zuschisse
nebst Zinsen zurtickzahlt, soweit sie nicht zur Sanierung der Rettungswache Otterbach
verwandt wurden.”

RA Schermer flhrt weiter aus, ,ganz entschieden (muss) aber der Behaup-
tung ... widersprochen werden, der DRK Kreisverband Kaiserslautern-Land e.V. habe
arglistig die Zuschussgewahrung erlangt®.

Als Begriindung wird angefiihrt, dass der DRK-KV KL-Land zu keinem Zeitpunkt Kennt-
nis davon hatte, welche SanierungsmafRhahmen vom DRK-KV KL-Stadt durchgefiihrt
worden seien. Er sei ,ausdricklich und uneingeschrankt davon ausgegangen, dass
samtliche an den DRK-KV KL-Stadt weitergeleiteten Zuwendungen von diesem zur Be-
gleichung von Renovierungskosten verwendet worden seien. Als Beleg werden Zu-
schuss-Abrufe des DRK-Stadt an das DRK-Kreis beigefiigt, in welchen der damalige GF
des DRK-Stadt dem DRK-Kreis bestatigt, dass die Mittel zur Sanierung der Rettungswa-
che vom DRK-Stadt zweckgebunden verwendet wurden. ,Dass die DRK Stadt die Sanie-
rungsarbeiten nur zum Teil vornahm, war den anderen Beteiligten, insbesondere unserer
Mandantin nicht bekannt®, schreibt RA Schermer.

Im Ubrigen sei auch dem DRK-Landesverband ausweislich seines Schreibens vom
16.08.2004 bekannt gewesen, dass ausschlielich die Renovierung und nicht der Kauf



bezuschusst werde. Das dem notariellen Kaufvertrag beigefiigte Schreiben des DRK-
Landesverbands an das DRK KL-Stadt vom 14.06.2004, wonach dieser nur maxi-

mal 281.000 € fir die Sanierung ausgeben durfe, ,wurde zu keinem Zeitpunkt dem Kreis-
verband Kaiserslautern-Land bekannt gegeben®: Beim Notartermin sei es nicht verlesen
und der Urkunde auch nicht beigeheftet worden. ,Unsere Mandantin ging und durfte da-
von ausgehen, dass die Mittel zur Sanierung verwandt wurden.*

Bewertung der Stellungnahme:

Die Kreisverwaltung wurde vom DRK-Kreis

Uber die tatsachliche Bauherreneigenschaft nicht in Kenntnis gesetzt. Das DRK-Kreis hat
Zuwendungen zwischen Dezember 2004 und Januar 2006 im eigenen Namen angefor-
dert und deren zweckgebundene Verwendung bestatigt, obwohl ausweislich des Kaufver-
trages ab dem 1.1.2005 ,Besitz und Nutzung“ an das DRK Stadt Gbergegangen

sind. ,Wir raumen ein, dass wir Uber den erfolgten Verkauf die Kreisverwaltung nicht un-
terrichtet haben®, werden DRK-Vorsitzender Kiinneund GF Nickolaus am 5.11.2016 wort-
lich in der Rheinpfalz zitiert.

Der DRK-KV KL-Kreis beruft sich zudem - allerdings zu Unrecht - darauf, keine Verpflich-
tung gehabt zu haben, die Richtigkeit der von ihm gegentber der Kreisverwaltung abge-
geben Erklarungen zu tberprifen. Er kann sich auch nicht mit dem Hinweis darauf aus
der Verantwortung ziehen, ihm sei nicht bekannt gewesen, dass das DRK Stadt die Sa-
nierungen nur zum Teil vornahm.

Dass sich der DRK-KV KL-Land nun seinerseits, so ist aus dem Inhalt der Stellungnahme
zu schlieRen, de facto vom DRK-Stadtverband getduscht sieht, ist im Hinblick auf unse-
ren Ruckforderungsanspruch unerheblich. Es ist aber nach derzeitigem Kenntnis-

stand von auf3en auch nicht auszuschlie3en, dass das DRK-Kreis selbst nichts von der
nicht ordnungsgemafen Verwendung der Mittel durch das DRK-Stadt wusste. Der DRK-
Kreisverband Stadt hat sich zu dieser Frage bisher 6ffentlich nicht geaul3ert.

Am 22.11.2016 wurde in einem Gesprach zwischen Landrat und 1. Kreisbeigeordne-

ter mit dem DRK-Stadt-GF Marco Prinz Einvernehmen erzielt, dass bei der durchzufih-
renden Sanierung der Rettungswache Otterbach eine Doppelférderung vermie-

den wird. Alle Gewerke, die bereits in 2005 gefoérdert wurden und die jetzt neu angepackt
werden missen, werden mit dem Restzeitwert abgeschrieben und von den zuschussfa-
higen Kosten abgesetzt.

Fazit:

Einerseits hat der DRK-Kreisverband KL-Land e.V. die Kreisverwaltung tiber den Wech-
sel in der Bauherreneigenschaft nicht informiert, sondern vielmehr alle Zuschisse in ei-
genem Namen abgerufen und insoweit die Kreisverwaltung tGber einen langen Zeitraum
hinweg getauscht. Andererseits hat er aber auch Belege vorgelegt, aus welchen sich
ergibt, dass der DRK KV KL-Stadt dem DRK-Kreis gegenuber versichert hat, die von ihm
erhaltenen Mittel in voller Hohe zweckgebunden verwendet zu haben. Insofern beruft
sich DRK-Kreis darauf, den Landkreis im Hinblick auf die zweckgebundene Verwendung
der Mittel nicht arglistig getduscht zu haben.

Der DRK KV KL-Kreis erklart im Rahmen der Anhérung - und durch seinen Vorsitzenden
auch offentlich -, dass er die zu viel gezahlten Zuschiisse nebst Zinsen zuriickzahlen
wird (ca. 670.000 €). Es ist zu erwarten, dass eine Ruckforderung des gesamten Betra-
ges (ca. 950.000 € inkl. Zinsen) zu rechtlichen Auseinandersetzungen fuihren wirde, die
ein nicht unbetrachtliches finanzielles Risiko auch fur den Landkreis mit sich bringen.

Aus diesem Grund halt die Kreisverwaltung ihren bereits zur KA-Sitzung am 31.10.2016
ausgesprochenen Empfehlungsbeschluss aufrecht, nur die gewdhrten Zuschiisse nebst
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Zinsen zuruckzufordern, welche nicht zur Sanierung der Rettungswache Otterbach ver-
wandt wurden.

Sachverhalt der Beratungsvorlage zur Sitzung des Kreisausschusses am 31. Oktober 2016:

Der DRK Kreisverband Kaiserslautern-Land hat aufgrund falscher Angaben 415.322 Euro zu
viel vom Landkreis kassiert. Er will jetzt alles zurlickzahlen, plus 251.036,-- Euro Zinsen. Der
Kreistag muss nun noch dartiber entscheiden, ob dies ausreichend ist.

Der DRK Kreisverband Kaiserslautern-Land beantragte und bekam in den Jahren 2004 — 2006 vom
Landkreis Kaiserslautern fur die Generalsanierung der Rettungswache Otterbach insgesamt 586.293,-
- € an Zuschuss (das sind 75% auf Baukosten von 781.724,-- €, Rechtsgrundlage ist das Rettungs-
dienstgesetz). Die Auszahlung der Kreismittel beruhte auf falschen Erklarungen des DRK Kreisver-
bands Kaiserslautern-Land. Aufgrund dieser unrichtigen Angaben hat das DRK fir die Sanierung der
Rettungswache Otterbach 415.322,43 Euro zu viel vom Landkreis Kaiserslautern erhalten.

Der DRK-Kreisverband Kaiserslautern-Stadt ist (seit 2004/2005) Eigentimer der Rettungswache. Er

stellte im August 2016 einen Antrag auf Zuschuss zur Flachdachsanierung. Da zum einen die Sanie-
rung des Daches schon 2005 bezuschusst worden ist und zum zweiten im damaligen Bescheid fest-
gelegt war, dass das DRK in den folgenden 25 Jahren auf die erneute Beantragung von Mitteln ver-
zichten wird, hat die Kreisverwaltung eine Nachprifung vor Ort vorgenommen. Dabei hat sich heraus-
gestellt, dass die geplante Generalsanierung nicht erfolgt ist und dass der Grof3teil der Baumalnah-
men, fur die das DRK Kreiszuschiisse angefordert und erhalten hat, iberhaupt nicht ausgefuihrt wor-
den ist. Es wurden ausweislich der beim DRK angeforderten und am 21.09.2016 vorgelegten Rech-

~ nungen lediglich 235.116,04 € fiir Sanierungsarbeiten ausgegeben, davon waren 227.960,76 € zu-
- schussféahig. Demnach hétte der Zuschuss nur 170.970,57 € betragen dlirfen.
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'; Der Geschaftsfihrer des DRK Kreisverbands KL-Land erklarte gegeniber der Kreisverwaltung die von \;
- ihm abgegeben unrichtigen Bestéatigungen der zweckgemafen Mittelverwendung so: Er habe die Er-
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- klarungen vom DRK Kreisverband KL-Stadt vorgelegt bekommen und diese dann mit seiner Unter-

schrift versehen und im Namen des DRK KV KL-Land ungeprift an die Kreisverwaltung weitergege-

© ben. Der DRK KV KL-Stadt habe bereits 2004 die Rettungswache Otterbach gekauft und auch die

Sanierungsarbeiten durchgefiihrt. Alle Zuwendungen des Landkreises seien unverziiglich und in voller
Hohe vom DRK-Kreis an den DRK KV KL-Stadt weitergereicht worden. Dieser Vorgang war der Kreis-
verwaltung damals nicht bekannt.

Normalerweise legen die Zuwendungsempfanger die notwendigen Unterlagen vor und die jeweils
zustandige Fachabteilung prift deren Richtigkeit. Warum das in diesem Fall nicht so war, dartber
kann nur noch spekuliert werden. Ganz sicher gab es innerhalb der Verwaltung keinen Grund zum
Misstrauen, war doch der Vorsitzende des DRK gleichzeitig auch der Landrat des Landkreises. Der
damals zusténdige Fachbereichsleiter ist verstorben und kann leider nicht mehr befragt werden. Es
gibt zudem in den Akten einen Hinweis darauf, dass es die DRK-Verantwortlichen von Anfang an da-
rauf angelegt hatten, keine "detaillierten Kostennachweise" einzureichen. Das ist letztendlich zwar 10
Jahre lang auch tatsachlich gelungen, aber es lasst sich nicht mehr aufklaren, wieso. Keiner der Mit-
arbeiter, die in irgendeiner Funktion mit dem Vorgang befasst waren und noch befragt werden konn-
ten, hatte eine Erklarung dafr.

Die "Allgemeinen Bewilligungsbedingungen fur die Gewahrung von Zuwendungen aus Kreismitteln"
sind zwar bereits seit 1976 in Kraft, aber dennoch dem Grunde nach immer noch umfassend und
praktikabel. Sie miissen und werden in Teilen aktualisiert und der aktuellen Rechtslage (z.B. bei der
Hohe der Verzinsung) angepasst werden.

Aus dem aktuellen Anlass heraus durchgefiihrte Uberprifungen der Férderpraxis der Kreisverwaltung
haben ergeben, dass sich in allen anderen Féllen die Zuwendungsempfanger de facto durchgangig an
die Vorgaben der Bewilligungsbedingungen gehalten haben, nur eben nicht in diesem Fall der DRK
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- Kreisverband Kaiserslautern-Land. Alle mit Zuwendungen und Zuschiissen befassten Mitarbeiterinnen
- und Mitarbeiter der Kreisverwaltung werden deshalb darauf hingewiesen, dass die Bewilligungsbedin-

gungen grundsatzlich zum Bestandteil eines jeden Bewilligungsbescheides zu machen sind, damit sie
auch die entsprechende AulRenwirkung entfalten kénnen.
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Der (damalige und heutige) Vorsitzende des DRK Kreisverbands KL-Land hat mit Schreiben vom
22.10.2016 erklart, dass der DRK Kreisverband KL-Land nach Erhalt eines entsprechenden Be-
scheids den (liberzahlten Betrag von 415.322,43 € zuziiglich Zinsen von 251.036,76 € (Stand:
17.10.2016), also zusammen 666.359,19 €, an den Landkreis zuriickzahlen werde.

Die Kreisverwaltung ist an die vom Kreistag erlassenen Bewilligungsbedingungen gebunden. Diese
Bedingungen sehen vor, dass eine Bewilligung in voller Héhe zurtickzufordern ist, wenn der Zuwen-
dungsempfanger die Zuwendung zu Unrecht, insbesondere durch unzutreffende Angaben, erlangt hat.
Der Landkreis wird deshalb auf Grundlage des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) und der Be-

- willigungsbedingungen des Landkreises vom DRK KV KL-Land den gesamten Zuwendungsbetrag

zuziglich Zinsen zuriickfordern. Dies sind 586.293,00 € Zuschuss zuziiglich 364.694,88 € Zinsen
(Stand: 17.10.2016), zusammen also 950.987,88 €. Die vorgeschriebene Anhérung des Betroffenen
wird derzeit in der Fachabteilung vorbereitet.

Die Ruckforderung des gesamten Zuwendungsbetrages wirde jedoch nach Einschatzung der Kreis-
verwaltung eine unbillige Hérte darstellen, weil ja zum Gegenwert von 227.960,76 € tatséchlich auch
Arbeiten an der Rettungswache durchgefiihrt wurden und die Rettungswache seither durchgéangig in
Betrieb ist. Allerdings ist die Rettungswache ber das hinaus, was in den Jahren 2005/2006 getan
wurde, noch erheblich sanierungsbedirftig. Dies hat das DRK am 14.10.2016 der Kreisverwaltung
gegeniiber bestatigt.

- Fiir die Zuwendungen in Héhe von 170.970,57 €, die zweckentsprechend verwendet wurden, gibt es
- rein faktisch keinen Ruckforderungsbedarf, denn die Rettungswache wird bestimmungsgeman ge-

. nutzt. Wenn aber die (endglltige) Sanierung der Rettungswache Otterbach ansteht, werden zur Ver-
. meidung einer Doppelfdrderung nur die Gewerke als forderfahig anerkannt, welche nicht bereits

~ 2004/2005 gefordert wurden. Auf diese Weise ist sichergestellt, dass die Zuwendungen aus
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< 2004/2005 in voller Hohe ihrem Bestimmungszweck erhalten bleiben.

v Diesen Weg kann die Verwaltung von sich aus jedoch nicht gehen, sie ist an die Vorgabe der Richtli-
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nien gebunden. Der Kreistag hingegen hat das Recht und die Mdglichkeit, im Rahmen des VwV{G die
Riickforderung auf die reine Uberzahlung (zuziiglich Zinsen) zu beschranken und dariiber hinaus
beim Restbetrag eine Doppelférderung auszuschlieBen. Das VwWVfG sagt hierzu: ,Ein rechtswidriger
Verwaltungsakt kann...ganz oder teilweise mit Wirkung flir die Zukunft oder fiir die Vergangenheit
zuriickgenommen werden” (§ 48 Abs. 1).

Zwei erganzende Hinweise zur Frage der Verjahrung:
Es ist hier zu unterscheiden zwischen der 6ffentlich-rechtlichen und der strafrechtlichen Verjahrung:

1. Gemal VwVIG beginnt die Verjahrung ein Jahr nach Kenntnisnahme der Tatsachen, welche die
Rucknahme eines Verwaltungsaktes rechtfertigen. Die Kreisverwaltung ist sofort nach Kenntnis-
nahme tatig geworden, deshalb ist die Rickforderung nicht verjahrt. Im Falle arglistiger Tau-
schung gilt die Ein-Jahres-Frist nicht.

2. Die Staatsanwaltschaft Kaiserslautern wurde am 18.10.2016 zur Prufung der strafrechtlichen Re-
levanz von der Kreisverwaltung tiber den Vorgang in Kenntnis gesetzt. Offizialdelikte sind von
Amts wegen zu verfolgen. Die strafrechtliche Verjahrung orientiert sich am Zeitpunkt der Vollen-
dung der Straftat.
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Beschlussvorschlag:

Der Kreistag beschliel3t,

1. vom DRK Kreisverband Kaiserslautern-Land e.V. den Teil der Zuwendung (zuztglich
Zinsen gem. Verwaltungsverfahrensgesetz) zuriickzufordern, welcher aufgrund der
unrichtigen DRK-Erklarungen zu viel gezahlt worden ist
(Stand 17.10.2016: 666.359,19 €),

2. im Falle einer (endgultigen) Sanierung der DRK Rettungswache Otterbach werden
zur Vermeidung einer Doppelférderung nur die Gewerke und die einzelnen Sanie-
rungsmaflinahmen bei den férderfahigen Kosten anerkannt, welche nicht bereits
2004/2005 gefordert wurden.



	Zuständig
	Typ
	Datum
	Ostatus
	Nummer
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	Anlage
	SMC_BM_VOTEXT5

